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Thema:
Arbeit global

Nimm Platz! 
Mach Dich „Fit for Job“
Angebote für das ultimative Jobtraining
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„Übernimmt der Staat die Ver-
antwortung dafür, dass jeder Bür-
ger sein Recht auf Arbeit einlösen
kann, indem er für Vollbeschäfti-
gung sorgt, muss dem Staat zuge-
standen werden, diejenigen Bür-
ger zur Arbeit zu verpflichten, die
zwar von der Gesellschaft leben,
ihr aber ihre Leistung verweigern
wollen.“ 
(Oskar Lafontaine)

„Arbeit soll das Land regieren.“ 
(PDS-Wahlplakat)

Sich opfern für Arbeit

„Arbeitslose, die zumutbare Arbeit ablehnen, sind mit Lei-
stungskürzungen zu bestrafen“.

Dieser Spruch gehört zur Phrasensammlung von Politike-
rInnen nahezu jeder Partei. Dabei ist er in mehrerlei Hinsicht
absurd. Erstens unterstellt er, dass es für Arbeitslose über-
haupt noch Zumutbarkeitskriterien gibt, was aber für ar-
beitslose SozialhifeempfängerInnen tatsäch-
lich nicht der Fall ist. Auch für Arbeitslosen-
geld- und hilfebezieherInnen und für Arbeit-
nehmerInnen werden die Zumutbarkeitskri-
terien immer weiter ausgehöhlt. Alle, die
kein Vermögen besitzen, das ihnen erlaubt
ohne Arbeit zu leben, sollen prinzipiell
zu jeder Arbeit gezwungen werden
können. Dabei wäre die Möglich-
keit vorhanden, jede Menge über-
flüssiger Arbeit ohne Verlust des 
Lebensstandards für die meisten
Menschen einzustellen und die ver-
bliebene notwendige Arbeit mög-
lichst angenehm zu gestalten. Die
Arbeitszeit könnte radikal verkürzt
werden.  Das „schöne Leben“ wäre
also tatsächlich möglich, wenn mit
dem kapitalistischen Arbeitswahn
gebrochen würde.

Der ganz normale Arbeitswahn

Sozialhilfe erhält nur noch, wer für einen Euro die Stunde so
genannte gemeinnützige Arbeit verrichtet und zum Beispiel
das Laub in öffentlichen Parks aufsammelt. Reguläre Stellen
in der Gartenpflege werden konsequent abgebaut, Leute mit
entsprechenden Qualifikationen entlassen.

Damit wird auch klar, dass das Ganze dazu dient, bishe-
rige Rechte bezüglich Entlohnung, Arbeitszeit und Arbeits-
gestaltung weiter auszuhöhlen. Damit können diejenigen,
die bisher noch geschützte Jobs haben, zukünftig bestimmte
Zumutungen faktisch nicht mehr ablehnen, wenn sie nicht
in die Klauen des noch schlimmeren „aktivierenden Sozial-
staats“ geraten wollen. 

Die meisten der dadurch entstehenden Dienstbotenjobs
sind überflüssig wie ein Kropf. Sofern sie überhaupt notwen-
dig sind, ließen sich stumpfsinnige und monotone Tätigkei-
ten mit modernen Technologien leicht maschinell erledigen.
Ebenso ließe sich die notwendige Arbeitszeit zur Herstellung
und Programmierung der entsprechenden Maschinen radi-
kal verkürzen und für die damit Beschäftigten angenehm ge-
stalten. Was sich nicht automatisieren lässt, der unmittelbare

Dienst am Menschen, wäre bei radikaler Ar-
beitszeitverkürzung ebenfalls zumutbar zu ge-
stalten. Voraussetzung wäre allerdings, dass
geschlechtsspezifische Zuständigkeiten auf-
gebrochen und ein vernünftiges Verhältnis
zwischen professioneller und weniger speziali-
sierter Tätigkeit gefunden wird. Diejenigen,
die sich für den unmittelbaren Dienst am

Menschen spezialisieren, müssten 
ordentlich bezahlt und in öffent-

lich kontrollierbaren Unter-
nehmen beschäftigt werden,
was eine Privatisierung so-
zialer Dienste ausschließt. 
Aus diesen Prämissen würde
sich eine soziale Dienstleis-
tungsgesellschaft ergeben,
die sich von der derzeit pro-
pagierten Dienstbotengesel-
schaft grundlegend unter-
scheidet. 

Das Credo der letzteren
hingegen ist: „Jede Arbeit ist
besser als keine Arbeit“. Damit
wäre grundlegend zu bre-

chen. Anstatt „für Arbeit“ Opfer
zu bringen, müsste daran gear-

beitet werden, dass sich niemand
mehr für völlig abstruse Ziele opfern

muss. Nicht „Arbeit soll unser Land regie-
ren“ (wie es die PDS auf völlig unsinnige Weise
plakatiert hat), sondern ein gutes Leben mit
möglichst wenig Arbeit wäre das Ziel.

Lob dem Müßiggang!!!
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47 bis 40 Punkte: Deine Opferbereitschaft
ist noch nicht hoch genug. Immerhin ist
aber der Wille zur Selbstaufgabe erkenn-
bar. Du bist also für den Standort noch
nicht ganz verloren.

39 bis 20 Punkte: Deine Opferbereitschaft
ist eindeutig zu niedrig. Du bist ein Hemm-
schuh für die dringend notwendigen Re-
formen. Entweder du änderst dich freiwil-
lig, oder wir müssen dich eben „fördern
und fordern“.

19 bis 11 Punkte: Deine nicht vorhandene
Opferbereitschaft ist eine Zumutung für
den Standort. Dieser Zustand kann nicht
hingenommen werden. Daher ist für Leute
wie dich in unserer Solidargemeinschaft
kein Platz. Wenn du dich nicht radikal än-
derst, wird dir unser qualifiziertes Fachper-
sonal in Psychiatrie und Knast schon bei-
bringen, wie man die Arbeit liebt.

Ganz egal, wie Du beim Self-Check abge-
schnitten hast: Unser einmaliges Angebot
ermöglicht es dir, unter Aufsicht hochqua-
lifizierter Job-SpezialistInnen deinen
Marktwert zu steigern. Lass dir die Chance
nicht entgehen und melde dich noch
heute an zur Fit-For-Job-Woche im AgF-
Job-Center!

e Anti-Schlaf-Training durch Unterbrin-
gung auf dem Nagelbett

e Meditationsübungen zur Selbstaufgabe

e „Hase-und-Igel“-Mobilitätstraining

e Lebensqualität-Verzichtstraining in der
Einzelzelle

Arbeitsgemeinschaft für gewerkschaftliche
Fragen (AgF), 

Marburg

1. Wieviel möchtest du verdienen?
a) Für einen Arbeitsplatz würde ich sogar

meine Seele verkaufen. (8)
b) Nichts, ich lebe von Insekten und Gras. (5)
c) Als ArbeitskraftunternehmerIn setze ich

mein Gehalt selbst fest. (0)

2. Wieviel Schlaf brauchst du?
a) Ein paar Stunden, während denen ich von

der Arbeit träume. (3)
b) Schlafen? Hab ich mir bei meinem ersten

Betriebspraktikum abgewöhnt. (7)
c) Ich träume auch wenn ich wach bin. (0)

3. Was tust du, um deinen Arbeitsplatz zu
erhalten?

a) Einen zusätzlichen Job annehmen, damit
ich meine / n ArbeitgeberIn bezahlen kann.
(5)

b) Ich mache 25 unbezahlte Überstunden am
Tag und verzichte auf die Hälfte meines
Lohns. (6)

c) Ich lasse mich für tot erklären und erspare
meiner Arbeitgeberin / meinem Arbeitge-
ber dadurch unnötige Lohnnebenkosten
(Rente, Krankenversicherung). (8)

4. Was tust du, wenn du vor Ort keinen 
Arbeitsplatz findest ?

a) Ich bin bereit, auf den Jupiter auszuwan-
dern. Hier habe ich eh keine FreundInnen.
(8)

b) Ich kaufe mir Zelt und Rucksack und wan-
dere als ArbeitsplatztouristIn der Arbeit
hinterher. (5)

c) Ich lasse mich klonen und arbeite an meh-
ren Orten gleichzeitig. (3)

5. Trotz 300 Bewerbungen hast du keinen
Job gefunden. Was tust du ?

a) Ich sorge für mein sozialverträgliches Früh-
ableben, um der Solidargemeinschaft nicht
auf der Tasche zu liegen. (10)

b) Ich erkenne, dass ich mich noch nicht ge-
nügend bemüht habe, und schreibe wei-
tere 600 Bewerbungen. (1)

c) Ich gründe eine Ich-AG, werde Vorstands-
und Aufsichtsratsvorsitzende / r und versu-
che, die drohende Insolvenz abzuwenden.
(4)

6. Frag nicht immer, was unser Standort
für dich tun kann. Was tust du für 
unseren Standort?

a) Ich kehre jeden Morgen die Straße, weil die
Infrastruktur ein wichtiger Standortfaktor
ist. (2)

b) Ich lerne 25 Sprachen, damit der Standort
international wettbewerbsfähig wird. (5)

c) Wenn ich krank bin, bete ich, statt die Ärz-
tin / den Arzt aufzusuchen, um die explo-
dierenden Kosten im Gesundheitswesen
unter Kontrolle zu bringen. (6)

Hier der ultimative Self-Check: Bin ich opferbereit genug?

„Jede Arbeit ist besser
als keine Arbeit.“ 
(Wolfgang Streeck, Bera-
ter von Walter Riester)

„Es gehört zu den Soli-
daritätspflichten einer
Gemeinschaft, ihre Mit-
glieder nicht vor Markt-
zwängen zu schützen.“ 
(Wolfgang Streeck)

„Die Reform des Ar-
beitsmarktes ist ohne
Opfer nicht zu haben.“ 
(Wolfgang Gerhard)

„Es gibt kein Recht auf
Faulheit.“ 
(Gerhard Schröder)

„Sozialhilfe ist kein Le-
bensstil, sondern eine
zweite Chance.“ 
(Edmund Stoiber)

„Die Verschärfung der
Zumutbarkeitskriterien
und die Politik eines ra-
schen Entzugs von Lei-
stungen bei Ablehnung
eines Beschäftigungsan-
gebotes müssen konse-
quent verwirklicht wer-
den.“ 
(Wolfgang Streeck)

„Einen ungeschmälerten
Anspruch auf Unter-
stützung soll nur noch
der haben, der eine ange-
botene Arbeit annimmt,
eine gemeinnützige Tä-
tigkeit verrichte oder
sich beruflich qualifi-
ziert.“ 
(Roland Koch, CDU)


